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Datum -

Der Bescheid des Beklagten vom 09.04.2010 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 18.05.2011 wird aufgehoben und der Beklagte wird
verurteilt, der KlÃ¤gerin unter Anerkennung einer stÃ¤rker behindernden
psychischen StÃ¶rung mit wesentlicher EinschrÃ¤nkung der Erlebnis- und
GestaltungsfÃ¤higkeit als SchÃ¤digungsfolge eine BeschÃ¤digtenrente nach einem
GdS von 30 ab dem 01.10.2007 zu gewÃ¤hren.

Der Beklagte trÃ¤gt die notwendigen auÃ�ergerichtlichen Kosten der KlÃ¤gerin.

Tatbestand:

Die KlÃ¤gerin begehrt die GewÃ¤hrung einer BeschÃ¤digtenversorgung nach dem
OpferentschÃ¤digungsgesetz (OEG).

Die am â�¦ 1985 geborene KlÃ¤gerin wurde im Alter von 11 Jahren Opfer eines
sexuellen Missbrauchs durch einen Verwandten. Der gestÃ¤ndige TÃ¤ter ist mit
Berufungsurteil vom 08.10.2007 zu einer Freiheitsstrafe von 2 Jahren und 6
Monaten verurteilt worden. Im Rahmen des strafgerichtlichen Verfahrens wurde die
KlÃ¤gerin psychiatrisch begutachtet. Dr. A., Chefarzt der Klinik fÃ¼r Psychiatrie und
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Psychotherapie des ( â�¦)klinikums, fÃ¼hrt in seinem Gutachten vom 31.01.2006
u.a. aus, dass die KlÃ¤gerin psychiatrische Erkrankungen in der Vorgeschichte nicht
benennen kÃ¶nne. Sie befinde sich auch nicht in psychiatrischer Behandlung. Sie
habe das Klassenziel der 7. Klasse dreimal nicht erreicht und die Schulausbildung
nach der 7. Klasse beendet. Bei normaler Stimmungslage, die aus Sicht der
KlÃ¤gerin hin und wieder auch etwas subdepressiv sein kÃ¶nne, habe sie nicht
Ã¼ber eine emotionale InstabilitÃ¤t, evtl. SelbstschÃ¤digungstendenzen,
AggressivitÃ¤t oder FremdgefÃ¤hrdung berichtet. Erstkontakt zu Alkohol habe im
14. Lebensjahr bestanden. Aus ihrer Sicht wÃ¼rden keine Probleme mit dem
Alkohol bestehen. Erstmalig im Alter von 15 â�� 16 Jahren habe sie zweimalig
Cannabis konsumiert. Zusammenfassend sei festzustellen, dass sich keine
relevanten psychiatrischen Diagnosen haben finden lassen, die generelle Zweifel an
der AussagetÃ¼chtigkeit der KlÃ¤gerin aufkommen lassen kÃ¶nnten.

Die KlÃ¤gerin stellte am 18.10.2007 einen Antrag auf GewÃ¤hrung von
BeschÃ¤digtenversorgung nach dem OEG. Im Zuge des Verwaltungsverfahrens
lieÃ� der Beklagte eine versorgungsmedizinische Stellungnahme erstellen. In der
Stellungnahme vom 17.03.2010 wurde ausgefÃ¼hrt, dass psychische
BeeintrÃ¤chtigungen bei der KlÃ¤gerin nicht belegt seien. Es hÃ¤tten sich weder
Hinweise auf mÃ¶gliche BrÃ¼ckensymptome noch auf psychische
GesundheitsstÃ¶rungen gezeigt. Die Inanspruchnahme einer fachÃ¤rztlichen
psychiatrisch-psychotherapeutischen Behandlung sei zu keinem Zeitpunkt erfolgt.
Der Beklagte lehnte daraufhin den Antrag mit Bescheid vom 09.04.2010 ab. Die
KlÃ¤gerin sei zwar Opfer eines vorsÃ¤tzlichen, rechtswidrigen tÃ¤tlichen Angriffs
geworden. Es seien allerdings keine GesundheitsstÃ¶rungen feststellbar, die auf
den sexuellen Missbrauch zurÃ¼ckzufÃ¼hren seien. Hiergegen erhob die KlÃ¤gerin
mit Schreiben vom 10.05.2010 Widerspruch. Hierzu lag dem Beklagten die Epikrise
vom 01.02.2011 der Klinik fÃ¼r Psychiatrie und Psychotherapie des ( â�¦)klinikums
Ã¼ber den stationÃ¤ren Aufenthalt vom 25.12. bis 31.12.2010 vor. Die KlÃ¤gerin
sei dort nach einem Suizidversuch durch Tablettenintoxikation im Rahmen einer
AnpassungsstÃ¶rung bei partnerschaftlichem Konflikt behandelt worden. Bei der
Aufnahmesituation habe sich die KlÃ¤gerin reduziert auskunftsbereit und reduziert
kooperativ gezeigt. Sie sei dabei verbal aggressiv gewesen mit kindlich-forderndem
Verhalten. Es habe keine Krankheitseinsicht und kein KrankheitsgefÃ¼hl bestanden.
Im Verlauf des stationÃ¤ren Aufenthaltes habe sie zunehmend PerspektivÃ¤ngste
hinsichtlich der Partnerschaft geÃ¤uÃ�ert. Hier sei eine ambulante Psychotherapie
empfohlen worden. Der Beklagte wies den Widerspruch mit Widerspruchsbescheid
vom 18.05.2011 als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck. Einen Zusammenhang zwischen der
psychiatrischen Behandlung Ende 2010 mit dem mehr als 14 Jahre
zurÃ¼ckliegenden sexuellen Missbrauch sei nicht ersichtlich. Eine Anerkennung als
SchÃ¤digungsfolge sei nicht mÃ¶glich.

Dagegen hat die KlÃ¤gerin am 20.06.2011 Klage erhoben. Sie leide seit dem
sexuellen Missbrauch unter stÃ¤ndigen AngstzustÃ¤nden und Panikattacken.
Hieraus ergebe sich ein erheblicher RÃ¼ckzug aus der Ã�ffentlichkeit und von
sÃ¤mtlichen gesellschaftlichen Kontakten. Sie sei beziehungsunfÃ¤hig und habe
auch nur gelegentlich Beziehungen zu mÃ¤nnlichen Personen. Diese brechen
jedoch nach kurzer Zeit auseinander. Gelegentlich wÃ¼rden dann auch
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Suizidgedanken auftreten.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

den Bescheid des Beklagten vom 09.04.2010 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 18.05.2011 aufzuheben und den Beklagten zu
verurteilen, der KlÃ¤gerin unter Anerkennung einer stÃ¤rker behindernden
psychischen StÃ¶rung mit wesentlicher EinschrÃ¤nkung der Erlebnis- und
GestaltungsfÃ¤higkeit als SchÃ¤digungsfolge eine BeschÃ¤digtenrente nach einem
GdS von 30 ab dem 01.10.2007 zu gewÃ¤hren.

Der Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Er trÃ¤gt weiterhin vor, dass nach seiner Auffassung keine GesundheitsstÃ¶rungen
nachweisbar seien, die auf den sexuellen Missbrauch zurÃ¼ckzufÃ¼hren seinen.

Im Klageverfahren sind zunÃ¤chst Befundberichte beigezogen worden. Die
FachÃ¤rztin fÃ¼r Nervenheilkunde, Dr. B., hat den Arztbrief vom 03.06.2013
Ã¼bersandt. Hiernach habe sich die KlÃ¤gerin bei ihr am 30.05.2013 erstmals
vorgestellt. Sie habe Ã¼ber SchlafstÃ¶rungen geklagt. Es sei ein depressives
Symptom bei multiplen psychosozialen Belastungen und traumatisierender
Vorgeschichte festzustellen. Der Hausarzt hat in seinem Befundbericht vom
02.09.2013 ausgefÃ¼hrt, dass er die KlÃ¤gerin erstmalig am 08.06.2009 behandelt
habe. Er habe psychosomatische FunktionsstÃ¶rungen und eine reaktive depressive
Psychose diagnostiziert. DarÃ¼ber hinaus reichte er die Epikrise Ã¼ber die
stationÃ¤re Behandlung der KlÃ¤gerin vom 24.09. bis 28.09.2010 in der Klinik fÃ¼r
Psychiatrie und Psychotherapie des ( â�¦)klinikums ein. Die KlÃ¤gerin sei im Alter
von 11 Jahren von einem Cousin sexuell missbraucht worden. Sie habe die "Bravo"
gelesen und erst dann sei ihr bewusst geworden, dass dies verkehrt gewesen sei.
Sie habe Angst davor gehabt, ihre Mutter glaube ihr nicht. Sie habe angegeben,
dass sie schnell ausraste. Vor 6 Jahren habe sie sich einmal geritzt. Es bestehen ein
tendenzieller sozialer RÃ¼ckzug und eine posttraumatische BelastungsstÃ¶rung.

Es ist dann ein medizinisches SachverstÃ¤ndigengutachten in Auftrag gegeben
worden. Der Facharzt fÃ¼r Psychiatrie und Psychotherapie und Nervenheilkunde Dr.
C. hat in seinem Gutachten vom 01.03.2015 ausgefÃ¼hrt, dass die KlÃ¤gerin
sogleich Ã¼ber den Missbrauch im Alter von 11 Jahren berichtet habe. An diesem
Missbrauchserlebnis sei auch ihre Beziehung kaputt gegangen. Sie sei im Alter von
16 Jahren mit ihrem Freund zusammen gekommen. Erst mit 20 habe sie den Mut
aufgebracht, Ã¼ber das Erlebte zu sprechen. Sie habe aber schon wÃ¤hrend der
gesamten Beziehung Probleme gehabt, SexualitÃ¤t mit ihrem Freund zu leben. Als
ihr Freund sich sodann von ihr getrennt habe, habe sie einen Suizidversuch
unternommen. Bis zu ihrem 14. Lebensjahr sei ihr eigentlich nicht klar gewesen,
was da passiert sei. Sie habe zu dieser Zeit mit ihrer Mutter darÃ¼ber reden wollen,
jedoch das GefÃ¼hl gehabt, dass diese nicht mit ihr reden wollte. Dadurch sei sie
frustriert und deprimiert gewesen, habe sich zunehmend zurÃ¼ckgezogen und es
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hÃ¤tten sich Schulschwierigkeiten eingestellt. Sie kÃ¶nne sich nicht vorstellen,
jemals ein befriedigendes Sexualleben zu haben. Die Vergewaltigung sei immer
noch gegenwÃ¤rtig durch hÃ¤ufige AlptrÃ¤ume, sowie eine stÃ¤ndige Angst und
dem GefÃ¼hl einer inneren Alarmbereitschaft. Sie leide unter heftigen
GefÃ¼hlsschwankungen und habe Phasen, in denen es ihr kaum mÃ¶glich sei, dass
Bett zu verlassen. Sie habe hÃ¤ufige AlptrÃ¤ume, in denen sich der Missbrauch
wiederhole, aber auch andere AlptrÃ¤ume, die inhaltlich keine Verbindung zum
Missbrauch erkennen lieÃ�en. Die Schule habe sie zunÃ¤chst ohne Abschluss
beendet. Dies gelte auch fÃ¼r die Berufsschule. 2005/2006 habe sie dann den
Hauptschulabschluss nachgeholt und schlieÃ�lich den Realschulabschluss. Die
KlÃ¤gerin habe ein komplexes psychopathologisches Bild gezeigt. Die geschilderten
Symptome rechtfertigten die Diagnose einer posttraumatischen
BelastungsstÃ¶rung. Der klinische Eindruck werde durch die Testpsychologie
unterstÃ¼tzt, die eine hohe seelische Belastung anzeige, eine hohe Ã�ngstlichkeit
und ein allgemeines Misstrauen. Die Schulschwierigkeiten der KlÃ¤gerin ab der 7.
Klasse seien zu einem Zeitpunkt aufgetreten, zu der ihr emotional bewusst
geworden sei, in welchem Sinne sie traumatisiert worden sei. Trotz einer
durchschnittlichen Intelligenz sei es ihr zunÃ¤chst nicht gelungen, einen
adÃ¤quaten Schulabschluss zu erreichen. Die Beziehungen der KlÃ¤gerin seien
instabil, hÃ¤ufig missbrÃ¤uchlich und eine befriedigende SexualitÃ¤t finde nicht
statt. Das soziale Umfeld der KlÃ¤gerin wirke insgesamt verarmt. Es entstehe der
Eindruck, dass die Probleme der KlÃ¤gerin mit Beginn der Adoleszenz aufgetreten
seien. In diesem Zusammenhang waren auch Drogenkonsum, Selbstverletzungen
und SuizidalitÃ¤t zu nennen. Neben der Traumatisierung durch den sexuellen
Ã�bergriff habe sich auch eine frÃ¼here Traumatisierung i.S. eines
Bindungstraumas gezeigt. Die KlÃ¤gerin sei offensichtlich ein ungewolltes Kind
gewesen. Es bestehe eine gestÃ¶rte Mutter-Tochter-Beziehung. Diese frÃ¼h
gestÃ¶rte Mutter-Tochter-Beziehung mag auch einen Anteil daran haben, dass die
spÃ¤tere sexuelle Traumatisierung von der KlÃ¤gerin nicht verarbeitet werden
konnte, was schlieÃ�lich zu den sexuellen Problemen gefÃ¼hrt habe. Die
Vergewaltigung stelle aber keine Gelegenheitsursache dar, sondern sei eine
spezifische Ursache fÃ¼r ein spezifisches Krankheitsbild, fÃ¼r das die
VulnerabilitÃ¤t durch die frÃ¼he BindungsstÃ¶rung jedoch vergrÃ¶Ã�ert gewesen
sei. Die posttraumatische BelastungsstÃ¶rung sei ein direkter Ausdruck des
sexuellen Missbrauchs von 1996. Die Schilderungen der KlÃ¤gerin im
Zusammenschau mit den Symptombeschreibungen lassen einen weitestgehenden
gleichbleibenden Gesundheitszustand mit allerdings deutlichen kurzfristigen
Fluktuation seit dem 14./15. Lebensjahr vermuten. Es bestehe eine stÃ¤rker
beeintrÃ¤chtigende StÃ¶rung mit einer wesentlichen EinschrÃ¤nkung der Erlebnis-
und GestaltungsfÃ¤higkeit sowohl im beruflichen Alltag als auch im beruflichen
Umfeld. Es sei ein Grad der SchÃ¤digung von 30 festzustellen.

Die Gerichtsakte und die Verwaltungsakte des Beklagten haben vorgelegen und
waren Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung. Wegen der weiteren
Einzelheiten des Sachverhaltes und des Sachvortrages der Beteiligten wird auf den
Inhalt der Gerichtsakte und der Verwaltungsakte ergÃ¤nzend verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:
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Die Klage ist zulÃ¤ssig und begrÃ¼ndet.

Der Bescheid des Beklagten vom 09.04.2010 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 18.05.2011 ist rechtswidrig und verletzt die KlÃ¤gerin
in ihren Rechten. Die KlÃ¤gerin hat einen Anspruch auf GewÃ¤hrung einer
BeschÃ¤digtenversorgung nach dem OEG.

Wer nach Â§ 1 Abs. 1 Satz 1 des OEG im Geltungsbereich dieses Gesetzes oder auf
einem deutschen Schiff oder Luftfahrzeug in Folge eines vorsÃ¤tzlichen,
rechtswidrigen tÃ¤tlichen Angriffs gegen seine oder eine andere Person oder durch
dessen rechtmÃ¤Ã�ige Abwehr eine gesundheitlichen SchÃ¤digung erlitten hat,
erhÃ¤lt wegen der gesundheitlichen und wirtschaftlichen Folgen auf Antrag
Versorgung in entsprechender Anwendung der Vorschriften des
Bundesversorgungsgesetzes. Nach Â§ 31 Abs. 1 i.V.m. Â§ 30 des
Bundesversorgungsgesetzes (BVG) erhalten BeschÃ¤digte eine monatliche
Grundrente bei einem Grad der SchÃ¤digungsfolgen (GdS) von mindestens 25. Der
GdS ist nach Â§ 30 Abs. 1 Satz 1 BVG nach den allgemeinen Auswirkungen der
FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen, die durch die als SchÃ¤digungsfolge anerkannten
kÃ¶rperlichen, geistigen oder seelischen GesundheitsstÃ¶rungen bedingt sind, in
allen Lebensbereichen zu beurteilen. Das Bundesministerium fÃ¼r Arbeit und
Soziales wurde nach Â§ 31 Abs. 17 BVG ermÃ¤chtigt, im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium der Verteidigung und mit Zustimmung des Bundesrates durch
Rechtsverordnung die GrundsÃ¤tze aufzustellen, die fÃ¼r die medizinische
Bewertung von SchÃ¤digungsfolgen und die Feststellung des GdS im Sinne des Â§
31 Abs. 1 maÃ�gebend sind, sowie die fÃ¼r die Anerkennung einer
GesundheitsstÃ¶rung nach Â§ 1 Abs. 3 maÃ�gebenden GrundsÃ¤tze und die
Kriterien fÃ¼r die Bewertung der Hilflosigkeit und der Stufen der Pflegezulage nach
Â§ 35 Abs. 1 aufzustellen und das Verfahren fÃ¼r deren Ermittlung und
Fortentwicklung zu regeln. In Anwendung dieser ErmÃ¤chtigungsnorm wurde die
Verordnung zur DurchfÃ¼hrung des Â§ 1 Abs. 1 und 3, des Â§ 30 Abs. 1 und des Â§
35 Abs. 1 des Bundesversorgungsgesetzes (Versorgungsmedizin-Verordnung) mit
Wirkung zum 01. 01. 2009 erlassen. Nach Â§ 1 der Versorgungsmedizin-Verordnung
regelt die Verordnung die GrundsÃ¤tze fÃ¼r die medizinische Bewertung von
SchÃ¤digungsfolgen und die Feststellung des GdS. MaÃ�geblich ist hierbei
insbesondere die Anlage zu Â§ 2 der Versorgungsmedizin-Verordnung (Anlage
"Versorgungsmedizinische GrundsÃ¤tze").

Die KlÃ¤gerin ist unstreitig Opfer eines vorsÃ¤tzlichen, rechtswidrigen tÃ¤tlichen
Angriffs i.S.v. Â§ 1 Abs. 1 OEG geworden, als sie im Alter von 11 Jahren sexuell
missbraucht worden ist. In Folge dieses sexuellen Missbrauchs kam es bei der
KlÃ¤gerin zu einer stÃ¤rker behindernden StÃ¶rung mit wesentlicher
EinschrÃ¤nkung der Erlebnis- und GestaltungsfÃ¤higkeit als Folge eines
psychischen Traumas, welches mit einem GdS von 30 zu bewerten ist.

GrundsÃ¤tzlich mÃ¼ssen in allen Zweigen des sozialen EntschÃ¤digungsrechts die
anspruchsbegrÃ¼ndenden Tatsachen nachgewiesen, dh ohne vernÃ¼nftige Zweifel
oder mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit bewiesen sein, soweit nichts
anderes bestimmt ist (stRspr des Bundessozialgerichts; Urteil des BSG vom
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15.12.1999, Az: B 9 VS 2/98 R, Breith 2000, S. 390 f. zum SVG; Urteil des BSG vom
31.05.1989, Az: 9 RVg 3/89, BSGE 65, S. 123 f zum OEG; Urteil des BSG vom
12.12.1995, Az: 9 RV 14/95, BSGE 77, S. 151 zur Kriegsopferversorgung; Urteil des
BSG vom 19.03.1986, Az: 9a RVi 2/84, BSGE 60, S. 58 f zum Impfschadensrecht). Es
mÃ¼ssen sich â�� mit dem jeweils maÃ�geblichen Beweisgrad â�� zumindest drei
Tatsachenkomplexe oder Glieder der Kausalkette sowie zwei dazwischen liegende
KausalzusammenhÃ¤nge feststellen lassen. Der erste Komplex ist die geschÃ¼tzte
TÃ¤tigkeit. Infolge dieser Verrichtung muss ein schÃ¤digendes Ereignis eine
gesundheitliche SchÃ¤digung hervorgerufen haben. Aufgrund dieser SchÃ¤digung
muss es dann zu der in GdS (MdE)-Graden zu bewertenden SchÃ¤digungsfolge
gekommen sein. Das "schÃ¤digende Ereignis" wird Ã¼blicherweise als weiteres
selbstÃ¤ndiges Glied der Kausalkette zwischen geschÃ¼tzter TÃ¤tigkeit und
PrimÃ¤rschaden angesehen. Auch dieses bedarf grundsÃ¤tzlich des Vollbeweises.
Die haftungsbegrÃ¼ndende KausalitÃ¤t betrifft die Frage, ob das schÃ¤digende
Ereignis den Eintritt des PrimÃ¤r- oder Erstschadens wesentlich verursacht hat.
Denn ein Vorgang, der keinen KÃ¶rperschaden ausgelÃ¶st hat, fÃ¼hrt nicht zur
"Haftung". Erst nach dem Eintritt des PrimÃ¤rschadens setzt die
haftungsausfÃ¼llende KausalitÃ¤t ein (Urteil des Bundessozialgerichts vom
15.12.1999 a.a.O.). FÃ¼r die Feststellung des Ursachenzusammenhangs, jedenfalls
desjenigen zwischen SchÃ¤digung und SchÃ¤digungsfolge (sog
"haftungsausfÃ¼llende KausalitÃ¤t") der Beweisgrad der Wahrscheinlichkeit (Urteil
des Bundessozialgerichts vom 15.12.1999 a.a.O.). Wahrscheinlichkeit in diesem
Sinn ist dann gegeben, wenn nach der geltenden Ã¤rztlichen wissenschaftlichen
Lehrmeinung mehr fÃ¼r als gegen einen ursÃ¤chlichen Zusammenhang spricht
(Urteil des Bundessozialgerichts vom 8.8.2001, B 9 V 23/01 B, Breithaupt 2001,
967-970). GrundsÃ¤tzlich gilt auch fÃ¼r das Rechtsgebiet der sozialen
EntschÃ¤digung das allgemeine Problem, dass fÃ¼r Krankheiten â�� anders als
fÃ¼r Verletzungen â�� kaum je Ã¼berzeugend festgestellt werden kann, dass der
nach den einschlÃ¤gigen Gesetzen entschÃ¤digungspflichtige Vorgang die
entscheidende medizinisch wirkende Ursache war. Veranlagung, UmwelteinflÃ¼sse,
LebensfÃ¼hrung, andere VorgÃ¤nge im Lebenslauf des GeschÃ¤digten sind als
mehr oder minder stark wirkende Mitursachen praktisch immer festzustellen, nicht
aber sachgerecht zu gewichten. Das gilt insbesondere fÃ¼r seelische Krankheiten,
die nicht auf Nervenverletzungen, sondern auf seelischen Einwirkungen beruhen. In
solchen FÃ¤llen hat das Bundessozialgericht wiederholt darauf hingewiesen, dass
medizinische Gutachten im Einzelfall regelmÃ¤Ã�ig nichts Ã�berzeugendes zur
Ursachenfrage aussagen kÃ¶nnen. Von einem Ursachenzusammenhang zwischen
einer bestimmten Belastung und einer bestimmten Krankheit kann im sozialen
EntschÃ¤digungsrecht nur dann gesprochen werden, wenn feststeht, dass
Belastungen dieser Art allgemein geeignet sind, Krankheiten dieser Art
hervorzurufen. Wird eine solche Meinung in der medizinischen Wissenschaft
Ã¼berhaupt nicht vertreten, ist der Anspruch ohne weitere Beweiserhebung
abzulehnen. Wird eine solche Ansicht wenigstens von einer wissenschaftlichen
Lehrmeinung vertreten, so herrscht in der medizinischen Wissenschaft Ungewissheit
Ã¼ber die Ursache des Leidens. Dann kommt nur eine sogenannte "Kann-
Versorgung" in Betracht. Erst wenn die herrschende Lehrmeinung in der
medizinischen Wissenschaft die Belastung allgemein fÃ¼r geeignet hÃ¤lt,
bestimmte Krankheiten hervorzurufen, kann ein Ursachenzusammenhang im
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Einzelfall ernstlich in Betracht gezogen werden. Da man den tatsÃ¤chlichen
Wirkungszusammenhang zwischen Belastung und Krankheit im Allgemeinen nicht
kennt und andere Ursachen nie auszuschlieÃ�en sind, ist die MÃ¶glichkeit des
Ursachenzusammenhangs schon dann anzunehmen, wenn nach dem
Erfahrungswissen der Ã�rzte die Gefahr des Ausbruchs der betreffenden Krankheit
nach den betreffenden Belastungen deutlich erhÃ¶ht ist. Wenn bei
entschÃ¤digungspflichtigen VorgÃ¤ngen bestimmter Art und bestimmten
AusmaÃ�es fÃ¼r die davon Betroffenen die Gefahr bestimmter Erkrankungen
gegenÃ¼ber den Nichtbetroffenen besonders deutlich erhÃ¶ht wird, liegt auch
schon die Wahrscheinlichkeit nahe, dass der im Einzelfall von der Gefahr betroffene
Kranke dieser Gefahr tatsÃ¤chlich erlegen ist. Im sozialen EntschÃ¤digungsrecht
kann hierbei grundsÃ¤tzlich auf die Anhaltspunkte fÃ¼r die Ã¤rztliche
GutachtertÃ¤tigkeit im sozialen EntschÃ¤digungsrecht bzw. der zwischenzeitlich in
Kraft getretenen Anlage zu Â§ 2 der Versorgungsmedizinverordnung
zurÃ¼ckgegriffen werden (siehe zu der Frage der KausalitÃ¤t bei seelischen
Krankheiten, Urteil des Bundessozialgerichts vom 18.10.1995, AZ: 9/9 a RVg 4/92,
zitiert nach Juris).

Die Kammer folgt diesbezÃ¼glich nach kritischer WÃ¼rdigung den AusfÃ¼hrungen
des gerichtlichen SachverstÃ¤ndigen Dr. C. in seinem Gutachten vom 01.03.2015.
Er fÃ¼hrt dort Ã¼berzeugend aus, dass es infolge des sexuellen Missbrauchs zu
einer posttraumatischen BelastungsstÃ¶rung bei der KlÃ¤gerin gekommen ist. Die
KlÃ¤gerin weist diesbezÃ¼glich die klinischen Kernsymptome wie AlbtrÃ¤ume und
das Vermeiden spezifischer Situationen auf. DarÃ¼ber hinaus sind
Begleitsymptome wie Leistungsknick in der Schule, Drogenkonsum in einem
zeitlichen Zusammenhang mit dem Missbrauch aufgetreten und spÃ¤tere
biografische Ereignisse wie der Suizidversuch hingen mit dem Wiedersehen des
TÃ¤ters zusammen. Die Diagnose ist auch testpsychologisch unterstÃ¼tzend
nachgewiesen worden. Hierbei hat sich eine hohe seelische Belastung gezeigt mit
einer hohen Ã�ngstlichkeit und einem allgemeinen Misstrauen. Auffallend ist
ebenfalls, dass die KlÃ¤gerin trotz einer durchschnittlichen Intelligenz nicht in der
Lage gewesen ist, zunÃ¤chst einen adÃ¤quaten Schulabschluss zu erreichen. Die
KlÃ¤gerin hat erhebliche Probleme, stabile Beziehungen aufzubauen. Ihr soziales
Umfeld ist insgesamt verarmt. Der SachverstÃ¤ndige hat hierzu Ã¼berzeugend
ausgefÃ¼hrt, dass diese psychischen Probleme der KlÃ¤gerin Ã¼berwiegend auf
den sexuellen Missbrauch zurÃ¼ckzufÃ¼hren sind. Als der KlÃ¤gerin im Alter von
14/15 Jahren klar geworden ist, welchen sexuellen Charakter die Traumatisierung
gehabt hat, kam es zu einem deutlichen Bruch in der Biografie. Es kam in diesem
Zeitraum zu VerhaltensauffÃ¤lligkeiten mit Alkoholkonsum und dem Konsum
illegaler Drogen sowie einem erheblichen Leistungsabfall in der Schule. Der
SachverstÃ¤ndige legt darÃ¼ber hinaus nachvollziehbar dar, dass bei der KlÃ¤gerin
eine gestÃ¶rte Mutter-Tochter-Beziehung gegeben ist. Diese hat zwar die
VulnerabilitÃ¤t der KlÃ¤gerin gegenÃ¼ber den Folgen des sexuellen Missbrauchs
erhÃ¶ht, tritt aber bei der Bewertung der VerursachungsbeitrÃ¤ge hinter diesen
sexuellen Missbrauch zurÃ¼ck. Der SachverstÃ¤ndige hat hierzu Ã¼berzeugend
dargelegt, dass es sich bei dem sexuellen Missbrauch gerade nicht nur um eine
"Gelegenheitsursache" gehandelt hat. Hierbei ist auch zu berÃ¼cksichtigen, dass
der Betroffene durch die Rechtsordnung in dem Gesundheitszustand geschÃ¼tzt
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ist, in dem er sich bei Eintritt des schÃ¤digenden Ereignisses befunden hat (Urteil
des BSG vom 22.08.1983, â�� 2 RU 22/81, juris). Insoweit tritt bei AbwÃ¤gung
dieser konkurrierenden Ursachen die gestÃ¶rte Mutter-Tochter-Beziehung hinter
den sexuellen Missbrauch zurÃ¼ck. Soweit der Beklagte darauf abstellt, dass keine
BrÃ¼ckensymptome und auch keine psychiatrischen AuffÃ¤lligkeiten dokumentiert
sind, so weist der SachverstÃ¤ndige zutreffend darauf hin, dass insbesondere der
Leistungsabfall in der Schule bei durchschnittlicher Intelligenz als auffÃ¤llig
anzusehen ist. DarÃ¼ber hinaus waren bei der Begutachtung deutliche
Dissimulierungstendenzen bei der KlÃ¤gerin zu erkennen. In Anbetracht der
beschriebenen psychischen EinschrÃ¤nkungen bei der KlÃ¤gerin ist die Bewertung
der SchÃ¤digungsfolgen mit einem GdS von 30 Ã¼berzeugend. Da die psychischen
BeeintrÃ¤chtigungen bereits seit dem 14./15. Lebensjahr bestehen, besteht eine
Leistungspflicht des Beklagten ab dem Monat der Antragstellung.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 SGG.

Erstellt am: 25.06.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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